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J BUNDESMINISTERIUM FüR 

WISSENSCHAFT' UND FORSCHUNG 

GZ 68 153/123-15/89 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1010 Wie n 

Betrifft 

Novellen zum UOG, AHStG und zum Bundesgesetz über die 
Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen; 
Aussendung zur Begutachtung 

In der Anlage übermittelt das Bundesministerium für Wissenschaft und 

Forschung Novellierungsentwürfe zum 

1. Universitäts-Organisationsgesetz, 

2. Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz und 

3. Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten 

an Hochschulen 

mit dem Ersuchen um Abgabe einer Stellungnahme bis spätestens 

20. Jänner 1990. 

Eine Verlängerung dieser Begutachtungsfrist wird - zur Wahrnehmung 

der Möglichkeit einer Beschlußfassung über die Gesetzesmaterie durch 

den Nationalrat noch in dieser Legislaturperiode - nicht möglich 

sein. 

Sollte bis zum Ablauf der Begutachtungsfrist keine Stellungnahme im 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung eingelangt sein, so 

wird die do. Zustimmung zu den vorgelegten Entwürfen angenommen 

werden. Leermeldungen sind nicht erforderlich. 

b.w. 
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Gl 68.153/123-15/89 

ENTWURP 

Bundesgesetz, mit dem das 

Allgemeine Hochschul-Studiengesetz 
(AHStG) 

geändert wird 
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ERLÄUTERUNGEN 

ALLGEMEINER TEIL 

Verwaltungsvereinfachung und öffnung der Universitäten zum Ausland 
waren die Schwerpunkte der letzten Novelle zum Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetz, BGBl. Nr. 2/1989. Der nun vorliegende Entwurf 
setzt einerseits die bereits in der Regierungserklärung vom 
28. Jänner 1987 vorgegebene Linie der Verwaltungsvereinfachung 
fort und will als besonderen Schwerpunkt den Grundstein für eine 
Öffnung und Erweiterung der wissenschaftlichen Bildungslandschaft 
über die Universitäten hinaus legen. Schließlich wird mit diesem 
Entwurf auch eine Regelung zur Verbesserung und . Konkretisierung 
der Studieninformationen für die Studierenden vorgeschlagen. 

Wissenschaftliche Lehre auf universitärem Niveau ist derzeit in 
österreich den im Universiätäts-Organisationsgesetz angeführten 
Universitäten und - auf grund der Konkordates mit dem Heiligen 

Stuhl aus dem Jahr 1933 - einigen theologischen Lehranstalten der 
Katholischen Kirche vorbehalten. Die im UOG definierten Universi­
täten sind Einrichtungen des Bundes und werden zu fast 100 % vom 
Bund finanziert. Die Bezeichnung "Universität", die im Studien­
recht vorgesehenen akademischen Grade und die sonstigen, dem Uni­
versitäts- und Hochschulwesen eigentümlichen Titel und Bezeichnun­
gen sind gesetzlich geschützt. Weder von privaten, noch von ande­
ren Gebietskörperschaften oder sonstigen juristischen Personen 
darf derzeit wissenschaftliche Lehre mit dem Anspruch universitä­
ren Charakters angeboten werden. In diesem eindeutigen rechtlichen 
Umfeld findet seit einiger Zeit eine Diskussion über Möglichkeiten 
für eine Ausweitung der wissenschaftlichen Bildungslandschaft über 
die Universitäten hinaus statt. Verstärkt wurde diese Diskussion 
insbesondere durch Interessenten im Bereich der Bundesländer, der 
Interessensvertretungen und ausländischer Universitäten, die stän­
dige Zweigstellen in Österreich betreiben. Mit dem vorliegenden 
Entwurf soll ein erster Schritt in Richtung einer weitergehenden 
Öffnung der wissenschaftlichen Bildungslandschaft in Österreich 
unternommen werden. Nach intensiven Überlegungen der Möglichkeiten 
und 
die 
lung 

Konsequenzen wurde das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz als 
geeignete Rechtsmaterie für einen Einstieg in diese Entwick­

angesehen. Die beabsichtigte Gesetzesänder~ng zum Allgemeinen 

'. 
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Hochschul-Studiengesetz sieht - anders als ausländische Beispiele 
- nicht die Zuerkennung eines universitären Status an außeruniver­
sitäre Rechtsträger, die wissenschaftliche Lehre anbieten, vor. 
Vielmehr soll die Möglichkeit eröffnet werden, bestimmte von au­
ßeruniversitären Rechtsträgern angebotene Studiengänge anzuerken­

nen und damit den so anerkannten Studien, nicht den Rechtsträgern 
einen universitären Charakter zuzuerkennen. Wenngleich auch 

institutionelle Kriterien der außeruniversitären Rechtsträger be­

rücksichtigt werden sollen, so steht doch die Beurteilung des je­
weiligen Studienangebotes im Mittelpunkt des vorgesehenen Aner­
kennungsverfahrens. Als erster Schritt in Richtung Anerkennung 
außeruniversitärer Einrichtungen erschien eine solche Vorgangswei­
se als der zunächst einfachere Weg. Der vorliegende Entwurf sieht 
die Anerkennung außeruniversitärer Studienangebote auf dem Niveau 
von Hochschullehrgängen und Hochschulkursen bis hin zu ordentli­
chen Studien vor. Darüber hinaus soll zur wissenschaftlichen und 
organisatorischen Unterstützung von Hochschulkursen und Hochschul­
lehrgängen, deren Träger Universitäten sind, die Kooperation mit 
anderen juristischen Personen ermöglicht werden. 

Verwaltungsreform und Verwaltungsvereinfachung sind schon in der 
Regierungserklärung vom 28. Jänner 1987 als Ziele für die Arbeit 
dieser Bundesregierung definiert. Der vorliegende Entwurf folt in 
den Ziffern 3 und 4 (§ 26 Ahs. 3 und 4) dieser Leitlinie. Durch 
die vorgeschlagene Streichung der Zuständigkeit des Bundesmini­
sters für Wissenschaft .und Forschung für die Ernennung der Präsi~ 
des der Prüfungskommissionen und von Prüfungskommissären für Di­
plomprüfungen, die in den letzten Jahren ohnedies nur formal durch 
bloße Genehmigung der entsprechenden Anträge der zuständigen Kol­
legialorgane wahrgenommen wurde, kann im Bereich des Bundesmini­
steriums für Wissenschaft und Forschung eine echte Reduktion der 
Verwaltungsarbeit erzielt werden ohne dabei den Entscheidungs- und 

.. 

Verwaltungsaufwand an den Universiätten zu erhöhen. Daneben könnte • 

dadurch auch eine erhebliche Beschleunigung der Entscheidungspro-
zesse ohne Beeinträchtigung ihrer Qualität erreicht werden. L 

Die Studieninformationen, die der Student derzeit auf offiziellem 
Weg von der Universität oder von den Universitätslehrern erhält, 

sind derzeit qualitativ und quantitativ im Durchschnitt der öster­
reichischen Universitäten und im Vergleich zu vielen ausländischen 
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Beispielen unzureichend. Diese offiziellen Informationen beschrän­

ken sich zumeist auf Informationen über Titel, Art, Ort und Zeit 

der Lehrveranstaltungen im Lehrveranstaltungsverzeichnis, allen-., 
falls noch auf (auszugsweise) Wiedergaben der Studienvorschriften. 

Angaben über Inhalte und Methoden der einzelnen Lehrveranstaltun­

gen sowie zum tatsächlich zu erwartenden durchschnittlichen Studi­

enaufwand für den Studierenden (z'usätzlich zur angegebenen Wochen­

stundenanzahl) erhalten die Studierenden in Ausnahmefällen von den 

Universitätslehrern selbst; bestenfalls kommen sie zu - mehr oder 

weniger fundierten und verläßlichen - inoffizi~llen Auskünften von 

Kollegen. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung sieht für alle Lehr­

veranstaltungs leiter eine Verpflichtung zur Beschreibung ihrer 

Lehrveranstaltungen in diesem Sinne vor. Diese Informationen sind 

vom Institutsvorstand zu sammeln, der für ihre zweckmäßige Ver­

breitung an die Studierenden zuständig sein soll. 

Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen verursachen keine Mehrko­

sten für den Bund, sondern werden vielmehr durch die geplanten 
. . 
verwaltungsvereinfachungen Entlastungen und die Möglichkeit zum 

Einsatz freiwerdender Kapazitäten für sinnvollere Aufgaben mit 

sich bringen. Insbesondere die Bestimmungen über die Anerkennung 

von Studien an außeruniversitären wissenschaftlichen Bildungsein­

richtungen enthalten eine ausdrückliche Festlegung, daß aus der 

Aner~ennung eines außeruniversitären Studienangebotes keine finan­

ziellen Rechtsansprüche gegen den Bund entstehen. Die Kosten für 

die Durchführung der angebotenen Studien werden die außeruniversi­

tären Rechtsträger selbst durch einzuhebende Studiengebühren 

und/oder andere Finanzquellen aufzubringen haben. Zuschüsse des 

Bundes zu solchen Studienangeboten sind - im Hinblick auf die 

ohnedies angespannte Finanzsituation der im UOG angeführten Uni­

versitäten - nicht vorgesehen . 
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BESONDERER TEIL 

Zu S 17 Abs. 7: 

Bisher wird in § 17 Abs. 6 lediglich geregelt, daß im Verzeichnis 

der Lehrveranstaltungen Zeit und Ort ihrer Abhaltung anzugeben 

sind. Nunmehr soll im Interesse einer möglichst umfassenden und 

für die persönliche Studienplanung des Studierenden geeigneten 

Information den Lehrveranstaltungsleitern die Verpflichtung aufer­

legt werden, für jede ihrer Lehrveranstaltungen die Ziele, Inhalte 

und Methoden näher zu umschreiben und überdies den aus der jewei­

ligen Lehrveranstaltung durchschnittlich zu erwartenden zusätzli­

chen zeitlichen Studienaufwand für den Studierenden anzugeben. Dem 

Institutsvorstand soll es obliegen, diese Informationen von 'den 

Lehrveranstaltungsleitern zu sammeln, nöt~genfalls auch einzufor­

dern, und die Studierenden hievon in geeigneter Weise in Kenntnis 

zu setzen. Ob die Information der Studierenden - in Absprache mit 

dem obersten Kollegialorgan - im Rahmen des Lehrveranstaltungsver­

zeichnisses oder in anderer Form erfolgt, wird nach Zweckmäßig­

keitserwägungen nicht zuletzt unter Berücksichtigung der Größ~ 

einer Universität zu entscheiden sein. In diesem Zusammenhang ist 

übrigens zu vermerken, daß dem Lehrveranstaltungsverzeichnis in­

folge der Ablösung des Systems der Lehrveranstaltungs-Inskription 

durch die Studienrichtungs-Inskription mit der letzten AHStG-No­

velle eine wichtig~ Funktion abhanden gekommen ist; an vielen 

Universitäten könnte daher das Lehrveranstaltungsverzeichnis ein 

neues inhaltliches Profil im Sinne der vorgeschlagenen Gesetzesre­

gelung , erhalten. Angaben über Ziele, Inhal te und Methoden der 

Lehrveranstaltungen wurden bisher auf freiwilliger Basis nur von 

wenigen Universitätslehrern gemacht; Ansätze dazu gab es auch 

schon durch einzelne Pilotprojekte der Hochschülerschaft, denen 

jeodch keine Kontinuität beschieden war. Die hinsichtlich der nach 

dem Entwurf vorgesehenen ~gaben über den durchschnittlich zu er­

wartenden zusätzlichen zeitlichen Studienaufwand für den Studie­

renden im Rahmen einer Lehrveransta~tung (Vor- und Nachbereitungs­

zeiten über die als Präsenz zeit zu verstehende, im Lehrveranstal­

tungsverzeichnis angegebene Wochenstundenzahl hinaus) kann natür­

lich nur als ein Orientierungsrahmen verstanden werden. 
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Zu 5 18 Abs. 9 
Damit soll eine Rechtsgrundlage für die wissenschaftliche und 

deren organisatorische Kooperation zwischen Universitäten und 

anderen juristischen Personen bei der Durchführung von Hochschul­

kursen und Hochschullehrgängen, deren Träger Universitäten sind, 

geschaffen werden. Konkrete Probleme sind in diesem Zusammenhang 
mangels geeigneter Rechtsgrundlage bereits in der Vergangenneit 
durch die administrative Unterstützung des Landes Vorarlberg bei 
der Abwicklung von Hochschullehrgängen der Universität Innsbruck, 
die disloziert in Vorarlberg stattfinden, aufgetaucht. Da solche 
Kooperationen sich als durchaus zweckmäßig erwiesen haben, sollten 
die rechtlichen Probleme in diesem Bereich saniert werden. Die 

gegenständliche Regelung trägt auch der Entwicklung einer Koopera­
ton mit anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften bei der 
Abwicklung von Hochschulkursen und Hochschullehrgängen Rechnung. 

Ube.rnimmt eine öffentlich-rechtliche Körperschaft administrative 
Aufgaben einer Universität, so muß dennoch zu erkennen sein, daß 

diese Körperschaft im Namen der Universität tätig wird. In einem 
privatrechtlichen Vertrag zwischen dem Bund und dem anderen 
Rechtsträger sollen die Rechte und Pflichten der beiden Vertrags­
partner festzulegen sein, insbesondere welche Einnahmen und Aus­
gaben von dem kooperierenden ReChtsträger eingehoben bzw. ge­
leistet werden sollen. Für den Abschluß des Vertrages wird - je 
nach dem, ob es sich um den Lehrgang/Kurs einer Fakultät oder um 
einen fakultätsübergreifenden' Lehrgang/Kurs handelt - das Fakul­
tätskollegium oder der Akademische Senat im übertragenen Wirkungs­
bereich zuständig sein. Bei Universitäten ohne Fakultätsgliederung 
ist die Zuständigkeit des Universitätskollegiums evident. 

Zu 5 26 Abs. 3: 
Die bisher dem, Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auf 
Vorschlag des zuständigen Kollegialorgans zukommende Kompetenz zur 
Bestellung der Präsides der Prüfungskommissionen wurde in der Ver­

gangenheit aus verständlichen Gründen stets so ausgeübt, daß den 
Vorschlägen der zuständigen Kollegialorgane an den Universitäten 
Rechnung getragen wurde. Aus diesem Grund erscheint diese Tätig­
keit im Bereich des Bundesministeriums für ,Wissenschaft und For­
schung als entbehrlicher Verwaltungsaufwand, dessen ersatzlose 

Streichung überdies zu einer rascheren Entscheidung beitragen 

kann. Der Entwurf sieht daher die Bestellung des Präses und die 

• 
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erforderliche Zahl seiner' Stellvertreter durch das zuständige 

Fakultätskollegium (Universitätskollegium) vor. 

Zu S 26 Aba. 4: 
Ebenso wie die Kompetenz zur Bestellung des Präses der Prüfungs­

kommission stellt die Kompetenz zur Bestellung zusätzlicher Prü­

fungskommissäre durch den Bundesminister für Wissenschaft und 

Forschung ein Potential für eine nicht unerhebliche Verwaltungs­

vereinfachung dar. Der Entwurf sieht daher die Bestellung von 

Prüfungskommissären auf Antrag des Präses der Prüfungskommission 

durch das zuständige Fakultätskollegium (Universitätskollegium) 

vor. 

Zu S 40a: 
Damit soll eine Rechtsgrundlage für die Anerkennung von Studien, 

die an außeruniversitären wissenschaftlichen Bildungseinrichtungen 

angeboten werden, geschaffen werden. Die Anerkennung soll durch 

Bescheid des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung auf 

Antrag für bestimmte Zeit erfolgen. Studien an außeruniversitären 

Bildungseinrichtungen können auf dem Niveau von ordentlichen Stu­

dien, Lehrgängen und Kursen mit universitärem Charakter anerkannt 

werden. Das eingereichte und allenfalls genehmigte Studienprogramm 

(für ordentliche Studien) bzw. Unterrichtsprogramm (für Kurse und 

. Lehrgänge.) soll im Anerkennungsfall einen Bestandteil des Beschei­

des bilden. Auch eine Verlängerung der Anerkennung auf Antrag ist 

bei Vorliegen der vorgesehenen Voraussetzungen und nach Vorlage 

eines Erfahrungsberichtes durch den außeruniversitären Rechtsträ­

ger, der das Studium betreibt, vorgesehen. 

Ahs. 2 regelt die Voraussetzungen, unter denen die bescheidmäßige 

Anerkennung eines außeruniversitären Studienangebotes als ordent­

liches Studium erfolgt. Neben Kriterien, die sich auf Art und 

Inhalt des Studiums beziehen, sollen auch institutionelle Kriteri­

en, wie Finanzierbarkeit des Studienbetriebes und Vorhandensein 

der erforderlichen Raum- und Sachausstattung maßgeblich sein. 

Grundsätzlich ist bei zu einer Anerkennung als ordentliches Studi­

um vorgelegten Studienprogrammen zu unterscheiden, ob das Studien­

programm vollinhaltlich einem an einer Universität bereits einge­

richteten ordentlichen Studium entspricht, oder ob der außeruni­

versitäre Rechtsträger ein in Österreich studienrechtlich noch 

nicht geregeltes Studium zur Anerkennung als ordentliches Studium 
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einreicht. Konkreter gesprochen unterscheidet der Entwurf zwischen 

der Durchführung beispielsweise der StudienriChtung Handelswissen­

schaft durch einen außeruniversitären Rechtsträger nach den glei­

chen Studienvorschriften, wie sie an der Wirtschaftsuniversität 

Wien gelten, und der Durchführung ,eines inhaltlich völlig neu ge­

stalteten Studiums, das keinem in österreich eingerichteten 

ordentlichen Studium entspricht, von einem außeruniversitären 

Rechtsträger. 

Der außeruniversitäre Rechtsträger ist berechtigt, ~IAbschlußgrade" 

an Absolventen seiner als ordentliche Studien anerkannten Studien 

zu verleihen. Entspricht das außerhalb der Universität absolvierte 

Studium vollinh~ltlich einem an der Universität eingerichteten 

Studium, so is't als Abschlußgrad der entsprechende, an der Univer­

siät zu verleihende akademische Grad vorzusehen; im anderen Falle. 

ist ein anderer, gesetzlich nicht geschützter Abschlußgrad im 

Studien~rogramm vorzusehen. Der Grund für die Unterscheidung zwi­

schen Abschlußgraden und akademischen Graden liegt darin, daß die 

Verleihung von akademischen Graden weiterhin aus mehreren Gründen, 

die 'nicht zuletzt in der starken Verflechtung zwischen Studien­

recht und Berufsrecht liegen, den Universitäten vorbehalten blei­

ben soll. 

Studienzeiten, Lehrveranstaltungen und Prüfungen, die im Rahmen 

von anerkannten ordentlichen Studien an außeruniversitären wissen­

schaftlichen Bildungseinrichtungen absolviert wurden, sollen auf 

ordentliche Studien an Universitäten angerechnet bzw. anerkannt 

werden können. 

Die von einer au'ßeruniversitären wissenschaftlichen Bildungsein­

richtung verliehenen Abschlußgrade sollen ebenso wie nicht nostri­

fizierte Grade ausländischer Universitäten (§ 39 AHStG) geführt 

werden dürfen. 

Zur Erreichung der vollen Rechte, wie sie der Abschluß eines or­

dentlichen Studiums an einer Universität und ein dadurch erwor-

bener akademischer Grad einer Universität mit sich bringt, ist • 

eine, der Nostrifizierung ähnliche Gleichstellung erforderlich. Im 

Falle von Studien, die vollinhaltlich Studien an Universitäten ~ 

entsprechen, soll diese Gleichstellung in vereinfachter Form durch 

den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung erfolgen, in den 

anderen Fällen durch die zuständige akademische Behörde einer , 
inländischen Universität. 
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Die Voraussetzungen für die Anerkennung außeruniversitärer Studien 
als Kurs oder Lehrgang mit universitärem Charakter sind jenen der 
Anerkennung als ordentliche Studien nachgebildet. 
Unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 1 AHStG sollen auch Be­
rufsbezeichnungen an Absolventen von anerkannten Lehrgängen ver­
liehen werden können. In jedem Fall hat der Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung vor Anerkennung außeruniversitärer 
Studienangebote als ordentliches Studium oder als Kurs/Lehrgang 
sowie vor einem Widerruf der Anerkennung die fachlich zuständigen 
Fakultätskollegien (Universitätskollegien) zu hören. 
Dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung soll ein volles 
Informationsrecht über alle Angelegenheiten der außeruniversitären 
wissenschaftlichen Bildungseinrichtung im Zusammenhang mit dem 
Studienangebot zustehen. 
Im Hinblick auf die direkten "perufsrechtlichen Implikationen beim 
Abschluß von Lehramtsstudien sollen diese von der neuen Regelung 
ausgenommen werden. 
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ENTWURF 

Bundesgesetz vom ..........•......• , mit dem 

das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz 

geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz, BGB1. 

Nr. 177/1966, in der Fassung der Bundesgesetze 

BGB1. Nr. 458/1972, 561/1978, 332/1981, 112/ 

1982, 116/1984 und 2/1989 sowie der Kund­

machung des Bundeskanzlers BGB1. Nr. 448/1981 

wird wie folgt geändert: 

ARTIKEL I 

1. Dem S 17 wird folgender Ahs. 7 angefügt: 

"(7) Die Leiter von Lehrveranstaltungen 

haben am Beginn eines jeden Semesters die Zie­

le, Inhalte und Methoden ihrer Lehrver­

anstaltungen näher zu umschreiben und den 

durchschnittlich zu erwartenden zusätzlichen 

zeitlichen Studienaufwand für den Studierenden 

anzugeben. Der Institutsvorstand hat die Stu­

dierenden in geeigneter Weise hievon in Kennt­

nis zu setzen." 

2. Dem S 18 wird folgender Ahs. 9 angefügt: 

"(9) Zur wissenschaftlichen und organisato­

rischen Unterstützung von Hochschulkursen und 

Hochschullehrgängen können diese in Kooperation 

mit anderen juristischen Personen durchgeführt 

werden. Die Rechte und Pflichten des Bundes und 

des anderen Rechtsträgers sind in einem Vertrag 

festzulegen, der der Genehmigung des Bundesmi­

nisters für Wissenschaft und Forschung bedarf. 
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Insbesondere sind in diesem Vertrag die Zu­

schüsse des anderen Rechtsträgers sowie allfäl­

lige Übertragungen von Sekretariatstätigkeiten 

an diesen festzulegen. Die mit der Durchführung 

anfallenden Zahlungsgeschäfte können auch von 

dem kooperierenden Rechtsträger durchgeführt 

werden; , spätestens mit Ende des Kalenderjahres 

ist mit der Universität abzurechnen." 

3. S 26 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 
"Der Präses und die erforderliche Zahl 

seiner Stellvertreter sind vom zuständigen 

Fakultätskollegium (Universitätskollegium) aus 

dem Kreis der Universitätsprofessoren bzw. 

Hochschulprofessoren zu bestellen." 

4. S 26 Abs. 4 lautet: 
"(4) Außerdem können bei Bedarf auf Antrag 

des Präses der Prüfungskommission vom zustän­

digen Fakultätskollegium (Universitätskollegi­

um) sonstige beruflich oder außerberuflich be­

sonders qualifizierte Fachleute zu Prüfungskom­

missären bestellt werden, die nach Möglichkeit 

aus dem Kreis der Lehrbeauftragten zu berufen 

sind. " 

5. Nach dem S 40 wird folgender Va. Abschnitt 
mit dem S 40a eingefügt: 

. "Va. Abschnitt 

§ 40a. STUDIEN AN AUSSERUNIVERSITÄREN 

WISSENSCHAFTLICHEN BILDUNGSEINRICHTUNGEN 

(1) Studien an außeruniversitären wissen­

schaftlichen Bildungseinrichtungen mit Sitz in 

Österreich können durch Bescheid des Bundesmi­

nisters für Wissenschaft und Forschung auf 

bestimmte Zeit als ordentliche Studien, Lehr­

gänge und Kurse mit universitärem Charakter 

, . 
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anerkannt werden. 

Unterrichtsprogramm 

Das Studienprogramm bzw. 

bildet im Anerkennungsfall 

einen Bestandteil des Bescheides. Die Verlänge­

rung der Anerkennung ist auf Antrag zulässig, 

wenn die Voraussetzungen (Abs. 2 und 8) noch 

vorliegen und überdies vom Antragsteller eine 

Auswertung der bisherigen Erfahrungen mit dem 

betreffenden Studium vorgelegt wird. 

(2) Die Anerkennung als ordentliches Stu­

dium im Sinne des Abs. 1 setzt voraus, daß 

1. die Freiheit der Wissenschaft und ihrer 

Lehre, 

Lehre 

die Verbindung von Forschung und 

sowie die Offenheit für die Vielfalt 

wissenschaftlicher Lehrmeinungen und Metho­

den bei der Durchführung des Studiums ge­

währleistet sind und dieses der Entwicklung 

der Wissenschaft und Heranbildung des wis­

senschaftlichen Nachwuchses bzw. der wissen­

schaftlichen Berufsvorbildung sowie Bildung 

durch Wissenschaft dient, 

2. die Lehre (Lehrveranstaltungen und Prüfun­

gen) in den da"s Studium inhaltlich charak­

terisierenden Fächecn ,überwiegend von Perso­

nen mit Lehrbefugnis (venia docendi) oder 

einer gleichzuwertenden wissenschaftlichen 

Befähigung für das jeweilige Fach getragen 

wird und die wissenschaftlichen Arbeiten 

j-edenfalls von Personen mit einer fachlich 

einschlägigen Lehrbefugnis (venia docendi) 

oder einer gleichzuwertenden wissenschaftli­

chen Befähigung beurteilt werden, 

3. die für das Studium erforderliche Raum- und 

Sachausstattung vorhanden ist, 

4. die Finanzierbarkeit des Studienbetriebes 

mindestens für die Dauer des anzuerkennenden 

Studiums anhand eines Finanzierungsplanes, 

der jährlich im vorhinein jeweils für den 

Z~itraum der Gesamtstudiendauer zu erstellen 

ist, glaubhaft gemacht wird, 
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5. die fachlichen Zulassungsvoraussetzungen zum 

ordentlichen Studium jenen für ein ver­

gleichbares ordentliches Studium an einer 

Universität entsprechen, 

6. das vorgelegte Studienprogramm zumindest die 

Bezeichnung des Studiums, die Zulassungsuor­

aussetzungen zum Studium, die Studiendauer, 

die vorgeschriebenen Fächer und Prüfungen 

einschlie.ßlich des Stundenumfanges der vor­

geschriebenen Lehrveranstaltungen sowie den 

zu verleihenden Abschlußgrad beinhaltet und 

7. das Studium entweder 

a) nach Inhalt, Studiendauer, Stundenumfang der 

vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen und 

Studienanforderungen einem an einer Univer­

sität eingerichteten ordentlichen Studium 

(Studienordnung) zur Gänze oder, falls nur 

die Anerkennung eines Teiles eines ordentli­

chen Studiums angestrebt wird, zumindest im 

Umfang eines Studienabschnittes entspricht 

oder 

b) wenigstens nach Studiendauer, Stundenumfang 

der vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen und 

Studienanforderungen einem an einer Univer­

sität . eingerichte~en ordentlichen Studium 

(Studienordnung) entspricht und trotz in­

haltlicher Abweichung von den an den Univer­

sitäten eingerichteten ordentlichen Studien 

für die Erreichung der anzustrebenden Stu­

dienziele (Z 1) geeignet erscheint. 

(3) Der im Studienprogramm vorgesehene Ab­

schlußgrad muß im Falle des Abs. 2 Z 7 lit. a 

gleichlautend mit dem für das betreffende or­

dentliche Studium an einer Universität studien­

gesetzlich vorgesehenen akademischen Grad sein. 
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(4) Auf Studienzeiten, Lehrveranstaltungen 

und Prüfungen, die im Rahmen von ordentlichen 

Studien nach einem gemäß Abs. 2 anerkannten 

Studium an außeruniversitären wissenschaftli­

chen Einrichtungen absolviert werden, ist § 21 

anzuwenden. 

(5) Die von einer außeruniversitären wis­

senschaftlichen Bildungseinrichtung nach Ab-' 

schluß eines gemäß Abs. 2 anerkannten Studiums 

verliehenen Abschlußgrade (Abs. 3) dürfen im 

Verkehr mit Behörden und im privaten Verkehr 

nach dem Namen des Trägers mit dem im Anerken­

nungsbescheid enthaltenen Wortlaut und unter 

Beisetzung der außeruniversitären wissenschaft­

lichen Bildungseinrichtung, die den Grad ver­

liehen hat, geführt werden. 

(6) Für den Abschluß von gemäO Abs. 2 Z 7 

lit. a aneckannten Studien und den dafür ver­

liehenen Abschlußgrad hat der Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung auf Antrag des 

Absolventen mit Bescheid festzustellen, daß der 

Studienabschluß als gleichwertig mit dem· Ab­

schluß des entsprechenden an der Universität 

eingerichteten ~rdentlichen Studiums sowie mit 

dem dafür von einer Universität zu verleihenden 

akademischen Grad anerkannt wird. 

(7) Der Abschluß eines gemäß Abs. 2 Z 7 

lit. b anerkannten ordentlichen Studiums sowie 

der dafür verliehene Abschlußgrad können durch 

die zuständige akademische Behörde einer inlän­

dischen Universität, an der ein entsprechendes 

Studium eingerichtet ist, mit dem Abschluß 

eines ordentlichen Studiums einer in den beson­

deren Studiengesetzen genannten Studienrichtung 

in sinngemäßer Anwendung der im § 40 genannten 

Voraussetzungen mit Bescheid als gleichwertig 

anerkannt werden • 
.. 
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(8) Die Anerkennung als Kurs oder Lehrgang 

im Sinn des Abs. 1 setzt voraus, daß 

1. die inhaltliche Gesamtverantwortung für den 

Kurs oder Lehrgang bei einer Person mit 

Lehrbefugnis (venia docendi) oder mit 

gleichzuwertender wissenschaftlicher Befähi­

gung im Fachgebiet des abzuhaltenden Kurses 

oder Lehrganges liegt, 

2. der Unterricht durch fachlich ausreichend 

qualifiziertes Lehrpersonal abgehalten wird, 

das ,sofern nicht bloße Fertigkeiten vermit­

telt werden, über ein abgeschlossenes Uni­

versitätsstudium verfügt, 

3. die für den Unterricht erforderliche Raum­

und Sachausstattung vorhanden ist, 

4. die Finanzierbarkeit des Studienbetriebes 

mindestens für die Dauer des anzuerkennenden 

Studiums anhand eines Finanzierungsplanes, 

der jährlich im vorhinein jeweils für den 

Zeitraum der Gesamtstudiendauer zu erstellen 

ist, glaubhaft gemacht wird, 

5. das vorgelegte Unterrichtsprogramm zumindest 

die Bezeichnung des Kurses oder Lehrganges, 

die Zulassungsuoraussetzungen zum Kurs oder 

Lehrgang, ~ie vorgeschriebene Studiendauer 

sowie die vorgeschriebenen Fächer und Prü­

fungen einschließlich des Stundenumfanges 

der vorgeschriebenen 

beinhaltet. 

Lehrveranstaltungen 

(9) Für die Verleihung von Berufsbezeich­

nungen an Absolventen von anerkannten Lehrgän­

gen gilt § 18 Abs. 1 sinngemäß. 

(10) Vor Anerkennung eines ordentlichen 

Studiums gemäß Abs. 2 oder eines Kurses oder 

Lehrganges gemäß Abs. 8 sowie vor einem Wider­

ruf gemäß Abs. 13 sind die auf Grund der 'Inhal~ , 

• 
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te des Kurses, Lehrganges oder ordentlichen 

Studiums fachlich zuständigen Fakultätskolle­

gien (Universitätskollegien) zu hören. 

(11) Aus einer Anerkennung gemäß Abs. 2 

oder 7 entstehen keine finanziellen Rechtsan­

sprüche gegen den Bund. 

(12) Der \ Bundesminister für Wissenschaft 

und Forschung ist berechtigt, sich über alle 

Angelegenheiten der außeruniversitären wissen­

schaftlichen Bildungseinrichtungen im Zusammen­

hang mit der Durchführung von Kursen,' Lehrgän­

gen oder Stu~ien zu informieren. Die Organe der 

außeruniversitären"wissenschaftlichen Bildungs­

einrichtungen sind verpflichtet, dem Bundesmi­

nister für Wissenschaft und Forschung Auskünfte 

zu erteilen, die Unterlagen über die von ihm 

bezeichneten Gegenstände vorzulegen, von ihm 

angeordnete Erhebungen anzustellen und Überprü­

fungen an Ort und Stelle vornehmen zu lassen. 

(13) Eine Anerkennung gemäß Abs. 2 oder 8 

ist zu widerrufen, wenn eine der erforderlichen 

Voraussetzungen nicht mehr vorliegt. 

(14) Die Absätze 1 bis 13 sind auf Lehr­

amtsstudien nicht anzuwenden. 

ART I K E L I I 

Dieses Bundesge~etz tritt mit 1. Oktober 1990 

in Kraft . 
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TEX T 

G E GEN Ü BE R 5 TEL L U N G 

AHStG-Novelle 

geltende Fassung Entwurf 

Bundesgesetz vom .................. , mi t dem 

des Allgemeine Hochschul-Studiengesetz 

gelindert wird 

Der Nctionclrct hct beschlossen: 

Des Allgemeine HOchschul-Studiengesetz, SGSl. 

Nr. 177/1966, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBL Nr.458/1972, 56111978,332/1981, 112/ 

1982, 116/1984 und 2/1989 sowie der Kund­

mcchung des Bundeskcnzlers BGSl. Nr. 448/1981 

wird wie folgt geändert: 

ART I K E L I 

1. Dem 5 17 wird folgender Aha. 7 engefUgt: 

"(7) Oie Leiter von Lehrvercnstcltungen 
heben cm Beginn eines jeden Semesters die Zie-, 
le, Inhalte und Methoden ihrer Lehrver-

anstaltungen näher zu umschreiben und den 

durchschnittlich zu erwartenden zusätzlichen 

zeitlichen Studiencufwand für den Studierenden 
cnzugeben. Der Institutsvorstcnd hct die Stu­

dierenden in geeigneter Weise hievon in Kennt­

nis zu setzen." 

2. Dem 5 18 wird folgender Ahs. 9 engefUgt. 
"(9) Zur wissenschcftlichen und orgcnisato­

rischen UnterstUtzung von Hochschulkursen und 

Hochschullehrgängen können diese in KooperatlOn 

mit anderen juristischen Personen durchgefuhrc 

werden. ·Oie Rechte und Pf lichten des Bunoes uno 

des anderen Rechtstrligers sind in einem Vertrag 

festzulegen, der der Genehmigung des Sundesml­
nisters für Wissenschcft und Forschung bedarf. 
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(3) Zur Abhallung von Diplomprüfunlcn Sind PnHungskommlssloncn zu bilden 
Ocr Prlsc:$ und die erforderliche Zahl Mlnet SlcllvcnrClcr ~ilnd vom Bundesminister 
für Wissenschaft und Forsc:hun, auf Ant,., dcr iNSllndiJcn akademISChen Behörde 
aus dem Kreis Ocr UnlycnlCiCSprofcuorcn bzw. Hochschulprotcssorcnl) Zu bCllcllcn 
Die Unlycrsltltslchrcr gcmlO t 2l Abs: I lie. a U~O der Univcrsilll (FakultJI) Sind 
für die Fächer Ihrer Lchrbefuanl$ Mi1lhcdcr dcr PrufuniSkomml$slon Im Bedarfsfall 
Sind Ju«;h Ordcnllichc und Auß.crordcnllichc Universllätspro(essoren. fe,ncr Hono­
rarprofessoren und UnivcrsiUllsdonnlcn and~rcr inllndiKhc., Unlyersltiten (Fakul­
täten) tut die Flehet ihrer Lehrbcfugms lemail t 2J Abs I 111 a UOG sO .... le Hoch· 
scnuJprofessoren·).lm Rahmen ihres Faches als ~i.tgllcdCt. der PNlun&skommIS)IOn 
zu beSleHen. Zu Mitgliedern dcr Pl"Ütungskommls.sloncn Sind OsterrCldllKhc StuIS· 

bürger tu beSlcHcn'). 

(4) A .... ßcrdem kOnnen bei Bedarf auf Anlra. des Prasc~ und nach Anhorunl der 
ZUSland1lcn akadcmlsc.hen Behörde vom Bundesmlßl51cr tur WlSscn.charr unu For· 
schung IOI\Sll&C bcrunich oder ..... ßerbc~nlch bc50nders qu.hlll1cn~ faCl'Ilcule zu 
Prüf\lngskommlSsiren bestellt werdcn. dlc nach MOghchkel1 aus dem KreiS der Lehr· 
bcauftraglen zu berufen sind 

2 

anfallenden Zahlungsgeschäfte können auch von 

dem kooperierenden Rechtsträger durchgeführt 
werden; spätestens mit Ende des Kalenderjahres 
ist mit der Universität abzurechnen." 

S 26 Abe. 3 EWaiter Satz lautet, 

"Der Präses und die erforderliche Zahl 
seiner Stellvertreter sind vom zuständigen 

~akultätskolle .. ium (Universitätskollegium) aus 
dem Kreis der an der Universität tätigen habi­
litierten Universitätslehrer zu bestellen.-

S 26 Abe. 4 lautet, 

"(4) Außerdem können bei Bedarf vom zustän­

digen Fakultätskollegium (Universitätskollegi­

um.) sonstige beruflich oder- außerberuflich be­

sonders qualifizierte Fachleute zu Prüfungskom­
missären bestellt werden, die nach Möglichke~t 

aus dem Kreis der Lehrbeauftragten zu berufen 
sind. " 

Nach d_ S 40 wird folgender Va. Abschnitt :n.1.t 
d_ 5 40a eingefügt' 

·Va. Abschnitt 

S 40a. STUDIEN AN AUSSERUNIVERSITÄREN 
WISSENSCHAFTLICHEN BILDUNGSEINRICHTUNGEN 

(1) Studien an außeruniversitären wissen­
schaftlichen Bildunqseinrichtunqen mit Sitz in 

Österreich können durch Bescheid des Bundesmi­
nisters für Wissenschaft und Forschung auf 

bestimmte Zeit als ordentliche Studien, Lehr­

gänge und Kurse mit universitärem Charakter 
anerkannt werden. 
Unterrichtsprogramm 

Das Studienprogramm bzw. 

bildet im Anerkennungsfall 
einen Bestandteil des Bescheides. Die Verlänge-
rung 
wenn 

der Anerkennung ist auf 

die Voraussetzungen (Abs. 
Antrag zulässig, 

2 und 8) noch 
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vorliegen und überdies vom Antragsteller eine 

Auswertung der bisherigen Erfahrungen mit dem 
betreffenden Studium vorgelegt wird. 

(2) Die Anerkennung als ordentlicnes Stu­

dium im Sinne des Abs. 1 setzt voraus, daß 

1. die Freiheit der Wissenschaft und chrer 

Lehre, die Verbindung von Forschung und 

Lehre sowie die Offenheit für die Vielfalt 

wissenschaftlicher Lehrmeinungen und ~etho­

den bei der Durchführung des Studiums ge­

währleistet sind und dieses der Entwicklung 

der Wissenschaft und Heranbildung des wis­

senschaf~lichen Nachwuchses bzw. der wissen­

schaftlichen Berufsvorbildung sowie Bildung 

durch Wissenschaft dient, 

2. die Lehre (Lehrveranstaltungen und Prüfun­

gen) in den das Studium inhaltliCh charak­

terisierenden Fächecn überwiegend von. Perso­

nen mit Lehrbefugnis (venia docendiJ oder 

einer gleichzuwertenden wissenschaftlichen 

Befähigung für das jeweilige Fach getragen 

wird und die wissenSChaftlichen Arbeit~n 

jedenf.alh von Personen mit einer fachlich 

einschlägigen Lehrbefugnis (venia docendi) 

oder einer gleichzuwertenden wissenschaft:i­

chen Befähi~unq beurteilt werden, 
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3. die fUr das Studium erforderliche Raum- und 

Sachausststtung vorhanden ist, 

4. die Finanzierbarkeit des Studienbetriebes 

mindestens fUr die Dauer des anzuerkennenden 

Studiums anhand eines Finanzierungsplanes, 

der jährlich im vorhinein jeweils fUr den 

Zeitraum der Gesamtstudiendsuer zu erstellen 

ist, glaubhaft gemacht wird, 

S. die fachlichen Zulassungsvoraussetzungen zum 

ordentlichen Studium jenen für 9ln ver­

gleichbares ordentliches Studi~~ an 9lner 

Universität entsp~echen, 

6. das vorgelegte Studienprogramm zumindest die 

Bezeichnung des Studiums, die Zulassungsuor­

aussetzungen zum Studium, die Studiendauer, 

die vorgeschriebenen Fächer und Prüfungen 

einschließlich des Stundenumfanges der vor­

geschriebenen Lehrveranstaltungen SOWle cen 

zu verleihenden Abschlußgrad beinhal tet: '.!nd 

7. das Studium entweder 

a) nach Inhalt, Studiendauer, Sturtdenumfang der 

vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen und 

Studienanforderungen einem an einer Un~"er­

sität eingerichteten ordentlichen Studi~~ 

(Studienordnung) zur Gänze oder, falls nur 

die Anerkennung eines Teiles eines ordentli­

chen Studiums angestrebt wird, z~~indest im 

Umfang eines Studienabschnit:tes entspricht: 

oder 

b) wenigstens nach Studiendauer, Stunden~~=ang 

der vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen und 

Studienanforderungen einem an einer Unlver­

sität eingerichteten ordentlichen Stuci,",~ 

(Studienordnung) entspricht und trot:z in­

haltlicher Abweichung von den an den Unlver­

sitäten eingerichteten ordentlichen Studien 

fUr die ~rreichung der anzustrebenden Stu­

dienziele (Z 1) geeignet erscheint. 

(3) Der im Studienprogramm vorgesehene AD-
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schlußqrad muß im Falle des Abs. 2 Z 7 lit. a 

gleichlautend mit dem für das betreffende or­

dentl1cheStudium an eiJ1er Universitllt studien­

gesetzlich vorgesehenen akademischen Grad sein. 

(4) Aut Studienzeiten, Lehrveranataltungen 
und Prütungen, die im Rahmen von ordentlichen 

Studien nach einem gemäß Abs. 2 anerkannten 

Studium an aUßeruniversitliren wissenschaftli­

chen Einrichtungen absolviert werden. ist S 21 
anzuwenden. 

(5) Die von einer außeruniversitliren wis­
senschaftlichen Bildunqseinrichtung nach Ab­

schluß eines gemäß Abs. 2 anerkannten Studiums 
verliehenen Abschlußqrade (Aba. 3) dürfen im 

Verkehr mit Behörden und im privaten Verkehr 

nach dem Namen das Trllqera mit dem im Anerken­

nungsbescheid enthaltenen Wortlaut und unter 

Beise.tzunq der aUßeruniversitliren wissenschaft­

lichen Bildungseinrichtunq, die den Grad ver­
liehen hat, geführt werden. 

(6) FUr den Abschluß von gemäO Abs. 2 Z 7 
lit. a aneckannten Studien und den dafür ve.r­
liehenen Abschlußqrad hat der Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung auf Antrag des 

Absolventen mit Bescheid festzustellen, daß der 
Studien4bschluß als gleichwertig mit dem Ab­

schluß des entsprechenden an der UniverSität 
eingeriChteten ordentlichen Studiums sowie mit 
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dem dllfUr von einer Universität zu verl,eihenden '~ 

Ilklldemischen Grlld anerkannt wird. 
\ 

(7) Der Abschluß eines gaml!ß Abs. 2 Z 7 
lit. b anerkannten ordentlichen Studiums sowie 

der dafUr verliehene Abschlu.6qrad können durch 

die zuständige akademische Behörde einer inlän­
dischen Universität, an der ei~ entsprechendes 

Studium eingerichtet ist, ~t dem Abschluß 
eines ordentlichen Studiums einer in den beson­

deren StUdiengesetzen genannten Studienrichtung 
in sinngaml!ßer Anwendung der im S 40 genannten 
Voraussetzungen ~t Bescheid als gleichwertig 
anerkannt werden. 

(8) Die Anerkennung als Kurs oder Lehrgang 

im Sinn des Abs. 1 setzt voraus, daß 

1. die inhaltliChe, Gesamtverantwortung für den 

Kurs oder Lehrgang bei einer Person mit 

Lehrbefugnis (venia docendi) oder ~t 

gleichzuwertender wissenschaftlicher Befähi­

gung im Pl$chgebiet des abzuhaltenden Kurses 

oder Lehrganges liegt, 
2. der Unterricht durch fachlich ausreichend 

qualifiziertes Lehrpersonal abgehalten wird, 

das, sofern nicht bloße Pertigkeiten vermit­
telt werden, Ubar ein abgeschlossenes Uni­

versitätsstudium verfUqe, 
3. die fUr den Unterricht erforderliche Raum­

und Sachausstattung vorhanden ist, 
4. die Pinanzierbarkeit des Studienbetriebes 

mindestens fUr die Dauer des anzuerkennenden 

Studiums anband eines Pinanzierungeplanee, 

der jährlich im vorhinein jeweils für den 
Zeitraum der Gesamtstudiendauer zu erstellen 
ist, glaubhaft gemacht wird, 

5. das vorgelegte Unterrichtsprogramm zumindest 

die Bezeichnung des Kurses oder Lehrganges, 

die Zulassungsuoraussetzungen zum Kurs oder 

Lehrgang, die vorgeschriebene Studiendauer 

J 
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• 
sowie die vorgeschriebenen Fächer ~d Prü­

funqen einschließlich des Stundenumtanqes 

der vorqeschriebenen 

beinhaltet. 

Lehrveranstaltunqen 

(9) Für die Verleihung von Berufsbezeich­

nunqen an Absolventen von anerkannten Lehrgän­

gen gilt S 18 Abs. 1 ,sinngemäß. 

(10) Vor Anerkennung eines ordentlichen 

Studiums gemäß Abs. 2 oder eines Kurses oder 

Lehrqanges gemäß Abs. 8 sowie vor einem Wider­

ruf gemäß Abs. 13 sind die auf Grund der Inhal­

te des Kurses, Lehrganges oder ordentliChen 

Studiums fachlich zuständiqen Fakultätskolle­

gien (Universitätskolleqien) zu hören. 

(11) Aus einer Anerkennung gemäß Abs. 2 

oder 7 entstehen keine finanziellen Rechtsan­

sprüche qegen den Bund. 

(12) Der Bundesminister für Wissenschaft 

und Forschung ist berechtigt, sich über alle 

Angelegenheiten dec auOeruniversitären wissen­

schaftliChen Bildungseinrichtungen im Zusammen­

hang mit der Durchführung von Kursen, Lehrg4n­

qen oder Studien zu informieren. Die Organe der 

außeruniversitären wissenschaftlichen Bildungs­

einrichtungen sind verpflichtet, dem BundeSmi­

nister fUr Wissenschaft und Forschung Auskünfte 

zu erteilen, die .Unterlagen über die von ihm 

bezeichneten Geqenstände vorzulegen, von ihm 

anqeordnete Erhebunqen anzustellen und OberprU­

fungen an Ort und Stelle vornehmen zu lassen. 

(13) Eine Anerkennung gemäß Abs. 2 oder 8 

ist zu widerrufen, wenn eine der erforderlichen 

.Voraussetzungen nicht mehr vorlieqt. 

(14) Die Absätze bis 13 sind auf auf 
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Lehram~ss~udien nich~ anzuwenden. 

ARTIKEL II 

Dieses Bundesgesetz ~rit~ mit 1. Oktober 1990 

in Kra·ft. 

• 
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